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mit E-Mail vom 30.05.2020 beantragten Sie unter anderem nach dem
Informationsfreiheitsgesetz des Bundes (IFG) Zugangzu folgenden
Informationen:

Die Stellungnahme der Deutschen Bahn AG zum Referentenentwurf
RefE: 28.05.2018.

Der Deutschen Bahn AG wurde gemäß $ 8 Absatz 1 IFG Gelegenheit
zur Stellungnahme gegeben.

Es ergeht folgender Bescheid:

l. Ich gebe Ihrem Antrag insoweitstatt, als er sich auf Angaben be-
zieht, die nicht aufgrund vongesetzlichen Vorgaben zu schwärzen
waren. Im Übrigen lehne ich Ihren Antrag ab.
Die erbetene Stellungnahme der DB AGist als Anhang beigefügt.

2. Die Gebühr wird auf 30,00 EURfestgesetzt.

Begründung:

1. Informationsfreiheitsgesetz (IFG)
Ein Anspruchauf Zugang zu amtlichen Informationen gemäß $ 1 Ab-
satz 1 IFG besteht in demaus der Anlageersichtlichen Umfang.
Im Übrigen war Ihr Zugangsbegehren abzulehnen, da ihm der Versa-
gungsgrunddes $ 6 Satz 2 IFG entgegensteht. Zugang zu Betriebs-
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und Geschäftsgeheimnissen darf nach dieser Vorschrift nur gewährt
werden, soweit der Betroffene eingewilligt hat.
Die Stellungnahme der Deutschen Bahn AG enthält Angaben,die als
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse einzustufen sind. Hierunterver-
steht man Tatsachen, Umstände und Vorgänge, die nicht offenkundig,
sondern nur einem begrenzten Personenkreis zugänglich sind und an
deren Nichtverbreitung der Rechtsträgerein berechtigtes Interesse hat.
Vorliegend geht es um konkrete Angaben zu Sonderabmachungen im
Sinne von $ 3 Eisenbahnverkehrsordnung (EVO). Partner und Inhalt
von Sonderabmachung sind jeweils nur den Beteiligten bekannt. Eine
Preisgabe wäre geeignet, die Wettbewerbsposition der Deutschen
Bahn AG gegenüber Marktkonkurrenten negativ zu beeinflussen. Es
besteht mithin ein berechtigtes Geheimhaltungsinteresse.
Die Deutsche Bahn AG wurde in Bezug auf Ihr Informationsbegehren
beteiligt und hat der Übermittlung von Geschäftsgeheimnissen nicht
zugestimmt. Ein Anspruchauf Informationszugang scheidet nachall
dem aus. Die betroffenen Angaben wurdenin der Stellungnahme ge-
schwärzt.

Des Weiteren wurden schutzwürdige personenbezogene Datenin der
Stellungnahme der Deutschen Bahn AG geschwärzt.
Gemäß $ 5 Abs. 1 IFG darf Zugang zu personenbezogenen Daten nur
gewährt werden, wenn das Informationsinteresse des Antragstellers
das schutzwürdige Interesse des Dritten am Ausschluss des Informati-
onszugangs überwiegt oder der Dritte eingewilligt hat. Vorliegend hat
die Deutsche Bahn AG der Übermittelung personenbezogener Daten
widersprochen.
Es ist auch nicht erkennbar, dass Ihrerseits ein überwiegendesInteres-
se an den schutzwürdigen personenbezogenenDatenbesteht. Ihrem
Antragist diesbezüglich auch keine Begründung zu entnehmen($ 7
Satz 3 IFG). Vielmehr gehe ich davon aus, dass sich Ihr Interesse auf
den Inhalt der Stellungnahmebezieht.

2. Umweltinformationsgesetz (UIG)
Ein Auskunftsanspruch nach $ 3 Absatz 1 UIG ist ebenso nicht gege-
ben, weil es sich bei den Verträgen nicht um Umweltinformationen im
Sinne von $ 2 Absatz 3 UIG handelt.

3. Verbraucherinformationsgesetz (VIG)
Auch ein Auskunftsanspruch nach $ 2 Absatz 1 VIG ist nicht gegeben,
weil es sich bei den angeforderten Informationen auch nicht um Ver-
braucherinformationen im Sinne des $ 1 VIG handelt.

4. Der Informationszugang nach dem IFGist grundsätzlich mit Ge-
bühren und Auslagen verbunden. Fürindividuell zurechenbare Leis-
tungen, wie im Falle der Zugangsgewährungauf der Grundlage des
IFG,richten sich Grund und Höhe der Kosten nach der Informations-
.gebührenverordnung des Bundesministeriums des Innern (IFGGebV
vom 02.01.2006, BGBl IS. 6) und dem Gebühren- und Auslagenver- Zertifikat seit 2009
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zeichniszu $ 1 derIFGGebV inVerbindungmit$ 10IFG und dem
GesetzüberGebührenund AuslagendesBundes(Bundesgebühren-
gesetz)vom 07.08.2013.

Vorliegendist dernachstehendeTatbestanddesGebühren-und Aus-
lagenverzeichnisseszurIFGGebV maßgeblich:

Gebühren- Gebührentatbestand Gebühren
verzeichnis inEUR
Nr.22 HerausgabevonAbschriften,wennimEinzel- 30bis500

falleindeutlichhöhererVerwaltungsaufwand
zurZusammenstellungvon Unterlagenent-
steht,insbesonderewenn zum Schutzöffentli-
cheroderprivaterBelange Datenausgesondert
werdenmüssen

DieHöhe dervon Ihnenzu zahlendenGebührbestimmtsich unter
AusübungpflichtgemäßenErmessensauch nachdenfürdieBearbei-
tungIhresAntragesangefallenenAufwendungen.Insoweitwares
erforderlich,
- dieentsprechendenUnterlagenzu sichtenund aufdieZugangsge-

währunghinzuprüfen,
- eineDrittbeteiligunggemäß $ 8 IFG durchzuführen,
- dieStellungnahmedes Drittenauszuwerten,
- Betriebs-und Geschäftsgeheimnissesowieschutzwürdigeperso-

nenbezogenenDatenzu schwärzenund
- denBescheid zuerstellenundzuübermitteln.

Der VerwaltungsaufwandstelltsichunterVerwendungpauschalisier-
terStundensätzedanachwiefolgt dar:
ArbeitszeithöhererDienst 175Min.a 60 EUR/Std.
ArbeitszeitmittlererDienst 10Min.a30 EUR/Std.
= insgesamt180EUR.

DertatsächlichangefalleneVerwaltungsaufwandfürdieBearbei-
tungIhresAntragesbewegtsichunterdem durchschnittlichan-
fallendenAufwand.Vor diesemHintergrundwirdnachAus-
übungpflichtgemäßenErmessensnureineGebührvon 30,00
EURerhoben. Auslagenwerdennicht geltendgemacht(BVerwG
7C 6.15).Tatbestände,dieeineGebührenermäßigungodereine
Befreiungvon einerGebührenerhebungim Sinnedes$ 2 IFG-
GebV begründen,sindweder vorgetragennochersichtlich.

BitteüberweisenSiedenBetraginnerhalbeinesMonatsnachBe-
kanntgabediesesBescheidesunterVerwendungder folgenden
Bankverbindungan:

███████████ ████████████ █████████████████████
████ ███ ██████████████████████████████████████████ Zertifikatseit2009
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BIC: ███████████
IBAN: ████ ██████████████████ ██
Verwenduneszweck /██████████████████ ████ ████

BittegebenSiebeiderÜberweisungunbedingtdenVerwendungs-
zweckmitan.AndernfallskannIhreEinzahlungggf.nichtzugeordnet
werden.

MitfreundlichenGrüßen

Rechtsbehelfsbelehruns:

Gegendiesen BescheidkanninnerhalbeinesMonatsnachBekannt-
gabeWidersprucherhoben werden.Der Widerspruchist beimBun-
desministeriumfürVerkehrund digitaleInfrastruktur,Invalidenstraße
44,10115Berlineinzulegen.
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